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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgiiedstaaten für die Einstufung, 
Verpackung und Kennzeichnung von Schädlingsbekämpfungsmittein 
— Drucksache 7/3106 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Lüdemann 


Der Richtlinienvorsdilag der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften wurde vom Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages gemäß dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 am 24. Januar 
1975 dem Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit federführend sowie dem Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend 
überwiesen. 

Der Rat der EG hat bereits am 27. Juni 1967 eine 
allgemeine Richtlinie zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, 
Verpackung und Kennzeichnug gefährlicher Stoffe 
erlassen, die festsetzt, in welcher Weise und bis zu 
welchem Grad die Angleichung der nationalen 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Einstufung, 
Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe 
und Zubereitungen in Zukunft durchgeführt werden 
soll. Es erscheint nunmehr erforderlich, für die Zube- 
reitungen, d. h. für die Schädlingsbekämpfungsmit- 
tel, die aus mehreren Stoffen bestehen, eine gleich- 
artige Regelung zu treffen. 

Mit dem vorliegenden Richtlinienvorschlag soll 
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung hin- 
sichtlich der Angabe über die Gefährlichkeit der 
handelsfertigen Schädlingsbekämpfungsmittel ge- 
regelt werden. Dieser Vorschlag wird noch durch 
besondere Bestimmungen über die Zulassung, die 


Verteilung und die Verwendung von Schädlingsbe- 
kämpfungsmitteln ergänzt werden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten befaßte sich mit dem Kommissionsvorschlag 
am 26. Februar 1975 und nahm ihn zur Kenntnis. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit behandelte den Richtlinienvorschlag in seiner 
Sitzung am 12. März 1975. Im Verlauf seiner Bera- 
tung befaßte sich der Ausschuß vor allem mit den 
Prinzipien der Einstufung von Schädlingsbekämp- 
fungsmitteln sowie mit Fragen der Kennzeichnung 
und Verpackung. 

Bezüglich der Einstufung ist der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit der Bundesregierung der Auf- 
fassung, daß den in der Anlage II B. des Richtlinien- 
vorschlages vorgesehenen erweiterten Berechnungs- 
methoden nicht zugestimmt werden kann, da eine 
solche Berechnung in der Sache für wesensfremd ge- 
halten wird. Festgehalten werden sollte vielmehr an 
dem Grundsatz, handelsfertige Erzeugnisse nur nach 
ihrer realen Toxizität einzustufen, zumal nach dem 
Pflanzenschutzgesetz diese Methode des Nachweises 
der realen Toxizität seit Jahren praktiziert wird und 
sich bewährt hat. 

Im Zusammenhang mit Artikel 5 des Richtlinien- 
vorschlages, der die allgemeinen Anforderungen 
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festsetzt, denen die Verpackung der Schädlingsbe- 
kämpfungsmittel entsprechen muß, erörterte der 
Ausschuß eingehend die Notwendigkeit, sicherzu- 
stellen, daß Kinder besser vor der Gefahr der Ver- 
giftung durch Schädlingsbekämpfungsmittel ge- 
schützt werden. Dem Ausschuß erscheint es dringend 
geboten, in Artikel 5 eine Vorschrift über kinderge- 
sicherte Beschlüsse aufzunehmen, zumal dies in der 


Bundesrepublik Deutschland künftig vorgeschrieben 
werden soll (Giftgesetz). Eine derartige Vorschrift 
würde außerdem dazu beitragen, Handelshemmnisse 
zu vermeiden. 

Im übrigen erhebt der Ausschuß gegen die mit 
dem Richtlinienvorschlag vorgesehenen Regelungen 
keine Einwände. 


Bonn, den 12. März 1975 


Frau Lüdemann 
Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag einer Richtlinie der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften — Drucksache 7/3106 — Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel 
darauf hinzuwirken, daß 

a) die in der Anlage II B. vorgesehene Berechnungsmethode nicht zur An- 
wendung gelangt, da sie den Grundsätzen der Richtlinie widerspricht, nach 
denen die handelsfertigen Erzeugnisse nur nach ihrer realen Toxizität ein- 
gestuft werden sollen, 

b) in Artikel 5 der Richtlinie eine Vorschrift über kindergesicherte Ver- 
schlüsse für solche Erzeugnisse aufgenommen wird, die bestimmungsge- 
mäß oder vorhersehbar in Haushaltungen gelangen können. 


Bonn, den 12. März 1975 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Frau Lüdemann 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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